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Der Regierungsrat des Kantons Thurgau 
an den Grossen Rat 

Frauenfeld, 24. März 2026 
Ni. 159 

Botschaft zur Änderung des Planungs- und Baugesetzes (PBG) und des Geset-
zes über Strassen und Wege (StrWG) 

Sehr geehrter Herr Präsident 
Sehr geehrte Damen und Herren 

Wir unterbreiten Ihnen Botschaft und Entwurf zur Änderung des Planungs- und Bauge-
setzes (PBG; RB 700) und des Gesetzes über Strassen und Wege (StrWG; RB 725.1). 
Die Revision betrifft die Kompensation von Fruchtfolgeflächen (FFF). 

1. 	Ausgangslage 

Der Sachplan Fruchtfolgeflächen des Bundes (SP FFF) dient dazu, die ausreichende 
Versorgungsbasis des Landes, den Schutz des Bodens sowie den Erhalt von geeigne-
tem Kulturland und Grünflächen zwischen den Siedlungen zu sichern. Im Jahr 2020 hat 
der Bund den SP FFF überarbeitet und neue Bestimmungen aufgenommen. So müssen 
z.B. Kantone ohne verlässliche Datengrundlage (Bodeninformationen) eine Kompensa-
tionsregelung im Kantonalen Richtplan (KRP) einführen. Von der Forderung betroffen 
ist auch der Kanton Thurgau. 

Mit der Teilrevision des KRP 2020/2021 hat der Kanton Thurgau eine Kompensations-
regelung in den KRP aufgenommen, die den Anforderungen des SP FFF genügt. Der 
Grosse Rat hat die neue Regelung im November 2022 genehmigt (GR 20/BS 43/356). 
Sie kommt seither im Kanton Thurgau zur Anwendung. Ausgelöst durch Erfahrungen im 
Vollzug wird die Kompensationsregelung mit der Teilrevision des KRP 2024/2025 ange-
passt und präzisiert. Der Regierungsrat hat diese mit heutigem Datum erlassen und 
dem Grossen Rat mit einer separaten Botschaft zur Genehmigung beantragt. Damit 
verbunden sind Anpassungen und Ergänzungen des PBG sowie des StrWG. 

skbaf
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1.1. 	Fruchtfolgeflächen im Bundesrecht 

Die für die landwirtschaftliche Produktion am besten geeigneten Flächen sind gemäss 
Art. 30 des Landesversorgungsgesetzes (LVG; SR 531) im Hinblick auf die Versorgung 
der Bevölkerung mit Nahrungsmitteln in schweren Mangellagen langfristig zu erhalten. 
Dies hat insbesondere mit raumplanerischen Massnahmen zu geschehen. 

Gemäss Art. 3 Abs. 2 lit, a des Bundesgesetzes über die Raumplanung (RPG; SR 700) 
sollen der Landwirtschaft genügende Flächen geeigneten Kulturlandes, insbesondere 
FFF erhalten bleiben. Die Sicherung der FFF entspricht somit einem übergeordneten 
Interesse des Bundes. 

Weitergehende Vorschriften zur Sicherung von FFF finden sich in der Raumplanungs-
verordnung (RPV; SR 700.1). Gemäss Art. 30 RPV sorgen die Kantone dafür, dass die 
FFF den Landwirtschaftszonen zugeteilt werden und stellen überdies sicher, dass ihr 
Anteil am Mindestumfang der FFF dauernd erhalten bleibt. FFF dürfen nur eingezont 
werden, wenn ein auch aus der Sicht des Kantons wichtiges Ziel ohne die Beanspru-
chung von FFF nicht sinnvoll erreicht werden kann und sichergestellt wird, dass die be-
anspruchten Flächen nach dem Stand der Erkenntnisse optimal genutzt werden. 

Einen wichtigen Beitrag zur Sicherung der FFF leistet der seit 1992 bestehende SP 
FFF. Die Rechtsgrundlage zum SP FFF befindet sich ebenfalls in der RPV. Gemäss 
Art. 29 RPV legt der Bund im SP FFF den Mindestumfang der FFF und deren Aufteilung 
auf die Kantone fest. 

	

1.2. 	Überarbeitung Sachplan Fruchtfolgeflächen (SP FFF) 

Der Kulturlandverlust und die Zersiedelung des Landes konnten durch das RPG und 
den SP FFF aus dem Jahr 1992 nicht ausreichend eingeschränkt werden. Überdimensi-
onierte Bauzonen und die laufende Ausdehnung der Siedlungen liessen den Verlust 
von Böden stark ansteigen. Besonders davon betroffen sind die Landwirtschaftsflächen, 
mitunter auch die qualitativ besten ackerbaulichen Böden (FFF). 

Um den Schutz der FFF zu erhöhen und den Vollzug schweizweit einheitlicher zu re-
geln, wurde daher unter anderem der SP FFF überarbeitet und am 8. Mai 2020 vom 
Bundesrat genehmigt. Der überarbeitete SP FFF hält am bisher zu sichernden Mindest-
umfang und der Zuteilung der Kontingente an die Kantone fest. Neu kamen Grundsätze 
zur langfristigen Sicherung der FFF, zu einheitlichen Qualitätskriterien und zu Kompen-
sationsregelungen beim Verbrauch von FFF dazu. Kantone ohne verlässliche Bodenin-
formationen müssen gestützt auf den überarbeiteten SP FFF eine Kompensationsrege-
lung im KRP einführen. Von dieser Forderung ist auch der Kanton Thurgau betroffen. 
Die Regelung muss aufzeigen, in welchen Fallen verbrauchte FFF kompensiert werden 
müssen. Damit soll der Erhalt des kantonsweiten Mindestumfangs an FFF — oftmals 
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auch kantonales FFF-Kontingent genannt — langfristig sichergestellt werden. Dieser 
Mindestumfang beträgt im Kanton Thurgau gemäss SP FFF 30000 Hektaren. 

2. 	Umsetzung FFF-Kompensation im Kanton Thurgau 
2.1. 	Kantonales Fruchffolgeflächen-Inventar (FFF-Inventar) 

Das kantonale FFF-Inventar ist die Summe aller in einem Kanton erfassten Flächen, 
welche die zum Zeitpunkt der Erhebung geltenden Anforderungen an FFF erfüllten 
(Kanton Thurgau: 1985). Der Kanton Thurgau verfügte Ende 2024 über rund 34115 
Hektaren FFF (Stand: 1. Januar 2025).1  Der im SP FFF geforderte kantonale Mindest-
umfang an FFF in der Höhe von 30000 Hektaren wird damit eingehalten. 

Seit der Erhebung im Jahr 1985 wurde das FFF-Inventar 2010 zwar teilweise aktuali-
siert, jedoch nie gesamthaft überarbeitet. Wie in vielen anderen Kantonen auch ist das 
FFF-Inventar im Kanton Thurgau fehlerhaft. So bestehen einerseits Flächen innerhalb 
des Inventars, welche die FFF-Qualitätskriterien nicht mehr erfüllen. Andererseits gibt 
es Flächen ausserhalb des Inventars, welche die Kriterien erfüllen. Das FFF-Inventar 
muss daher gesamthaft überarbeitet werden. Trotz der bekannten Lücken und Fehler 
kommt das FFF-Inventar bis auf Weiteres zur Anwendung — z.B. bei der Frage, ob 
Art. 30 Abs. 1 bis  RPV (Einzonung von FFF) zur Anwendung kommt. Der Umfang der 
Thurgauer FFF ist auf der Homepage des Amts für Raumentwicklung des Kantons 
Thurgau (ARE TG) ersichtlich und wird jährlich nachgeführt. 

Für die Überarbeitung des FFF-Inventars werden verlässliche Bodendaten benötigt. 
Solche flächendeckenden Bodendaten sind indes in der Schweiz derzeit nicht verfüg-
bar. Aus diesem Grund hat der Bundesrat im Jahr 2023 das Konzept für eine schweiz-
weite Bodenkartierung genehmigt. Bis 2028 laufen die Vorarbeiten: Das Eidgenössi-
sche Departement für Umwelt, Verkehr, Energie und Kommunikation (UVEK; Bundes-
amt für Umwelt [BAFU] und Bundesamt für Raumentwicklung [ARE]) und das Eidgenös-
sische Departement für Wirtschaft, Bildung und Forschung (WBF; Bundesamt für Land-
wirtschaft [BLVV]) wurden beauftragt, in Zusammenarbeit mit den Kantonen die rechtli-
chen, organisatorischen und methodischen Grundlagen zu erarbeiten. Gestützt darauf 
können Bodeneigenschaften ab etwa 2029 flächendeckend erhoben werden. Die 

Die deutliche Zunahme bei den FFF im Jahr 2024 (Stand 1. Januar 2025: 34115 ha) gegenüber dem 
Vorjahresstand (Stand 1. Januar 2024: 30594 ha) ist auf verschiedene Änderungen in der Erfassung 
zurückzuführen: Gestützt auf den Erläuterungsbericht zum SP FFF werden FFF im Bereich von Hoch-
stammobstanlagen (+2340 ha) und Intensivobstanlagen (+1471 ha) neu angerechnet. Gleichzeitig 
werden alle FFF im Bereich von Abbauzonen (-161 ha) und Deponiezonen (-92 ha) — bis zur Rekulti-
vierung — aus dem FFF-Inventar gelöscht. Ebenfalls aus dem FFF-Inventar gelöscht werden zudem 
die FFF im Bereich von Freihaltezonen (Bauzonen; -35 ha) und FFF-Verbrauchsflächen (-2 ha). In der 
Summe führen diese Änderungen zu einer Zunahme beim FFF-Stand um 3521 Hektare. Die grosse 
FFF-Reserve im Jahr 2024 ist allerdings mit Vorsicht zu geniessen: In Zusammenarbeit mit dem Korn-
petenzzentrum Boden (KOBO) des Bundes wurden die Bodendaten in der Politischen Gemeinde 
Lommis ermittelt (Pilotprojekt). Dabei hat sich gezeigt, dass in Lommis deutlich weniger Böden über 
FFF-Qualität verfügen, als im FFF-Inventar angegeben. 
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schweizweite Bodenkartierung wird gemeinsam von Bund und den Kantonen gesteuert 
und durchgeführt und dauert schätzungsweise 20 Jahre. Sie bildet die Basis für die 
Überarbeitung des FFF-Inventars im Kanton Thurgau. 

2.2. 	Kantonaler Richtplan (KRP) 

Wie bereits ausgeführt, sind die Kantone ohne verlässliche Bodeninformationen ge-
stützt auf den überarbeiteten SP FFF gehalten, eine Kompensationsregelung im KRP 
einzuführen. Davon betroffen ist auch der Kanton Thurgau. 

2.2.1. Kompensationspflichtige Vorhaben 

Die Kompensation stellt den dauerhaften Erhalt des im SP FFF für den Kanton Thurgau 
festgelegten Mindestumfangs der Fruchtfolgeflächen sicher (vgl. Art. 29 f. RPV). Im SP 
FFF ist geregelt, dass bei der Realisierung von Bundesvorhaben sämtliche verbrauch-
ten FFF, die im kantonalen FFF-Inventar verzeichnet sind, kompensiert werden müs-
sen. Gestützt auf die Kompensationsregelung im KRP (Planungsgrundsatz 2.2 F) muss 
zudem der FFF-Verbrauch bei Einzonungen und bei kantonalen und kommunalen 
Strassenbauprojekten ab einer Bagatellschwelle von 3'000 m2  kompensiert werden. 
Von der Kompensationspflicht ausgenommen sind Vorhaben für den Langsamverkehr. 
Aufgrund dieser Regelung sind im Kanton Thurgau ausschliesslich der Bund, der Kan-
ton und die Gemeinden von der Kompensationspflicht betroffen. 

2.2.2. Kompensationsmassnahmen 

Als Kompensationsmassnahmen gelten im Kanton Thurgau Auszonungen von Böden 
mit FFF-Qualität, fachgerechte Aufwertungen und Rekultivierungen sowie Neuerhebun-
gen von FFF (Planungsgrundsatz 2.2 G). 

Die ursprünglich eingeführte Priorisierung bei den Kompensationsmassnahmen (1. Prio-
rität: Auszonung, Aufwertungen, Rekultivierungen; 2. Priorität: Neuerhebungen) wird mit 
der Teilrevision des KRP 2024/2025 aufgehoben. Die Kompensationspflichtigen sind 
damit bei der Wahl der Kompensationsmassnahme frei. 

Ebenfalls aufgehoben wird mit der Teilrevision des KRP 2024/2025 die Möglichkeit des 
zeitlichen Aufschubs bei Auszonungen und Neuerhebungen. Diese beiden Kompensati-
onsmassnahmen müssen jeweils zeitgleich mit dem FFF-Verbrauch umgesetzt werden. 
Bei der Kompensation durch Aufwertung oder Rekultivierung ist demgegenüber ein zeit-
licher Aufschub nach wie vor möglich. Zum Zeitpunkt des FFF-Verbrauchs muss damit 
noch kein konkretes Aufwertungs- oder Rekultivierungsprojekt vorliegen. Bekannt sein 
müssen aber die Frist, innerhalb derer die Kompensation umgesetzt wird und der Korn-
pensationsort. 
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2.2.3. Kompensationsnachweis 

Im Einzonungsverfahren oder mit dem Strassenbauprojekt ist aufzuzeigen, wie und wo 
die beanspruchten FFF kompensiert werden. Hierfür ist ein sogenannter Kompensati-
onsnachweis erforderlich. Dieser kann auf zwei verschiedene Arten erbracht werden: 
Entweder durch die Vorlage eines Vertrags zwischen dem FFF verbrauchenden Ge-
meinwesen und der Grundeigentümerin oder dem Grundeigentümer der FFF-Kompen-
sationsfläche oder durch den Nachweis, dass das FFF verbrauchende Gemeinwesen 
über ein ausreichendes Kompensationsguthaben verfügt (Festsetzung 2.2 B). 

2.3. 	Änderungen des Plan ungs- und Baugesetzes 
2.3.1. Kompensationsregister 

Mit den im PBG neu vorgeschlagenen § 35a bis § 35c E-PBG werden die für die Um-
setzung der im KRP eingeführten Kompensationsregelung notwendigen gesetzlichen 
Grundlagen geschaffen. Die Kompensation verbrauchter FFF wird im Kanton Thurgau 
neu über ein zentral geführtes Kompensationsregister geregelt. FFF-Guthaben können 
nur Gemeinwesen zustehen, nicht Privaten, da nur das Gemeinwesen verpflichtet ist, 
FFF zu kompensieren. Alle Gemeinwesen, als potenzielle FFF-Verbraucher, können 
darin über Kompensationsgutschriften ein Kompensationsguthaben erhalten. Dieses 
können sie im Rahmen eines kompensationspflichtigen Verbrauchs verwenden oder auf 
ein anderes Gemeinwesen übertragen (§ 35b Abs. 2 E-PBG). 

Das Führen eines Kompensationsregisters hat den Vorteil, dass in der Praxis nicht zwi-
schen verschiedenen Kompensationsarten unterschieden werden müssen. Zudem wird 
das Ausstellen von Zertifikaten überflüssig. Es macht dabei keinen Unterschied, ob es 
sich um eine gleichzeitige oder um eine aufgeschobene Kompensation handelt. Sobald 
die Voraussetzung des Gesetzes und des KRP erfüllt sind, wird dem Konto des berech-
tigten Gemeinwesens die neue FFF gutgeschrieben. Sinngemäss ist es beim Verbrauch 
irrelevant, ob es sich um einen Verbrauch für ein Strassenbauprojekt oder um eine Ein-
zonung von FFF handelt. Beim Kompensationsregister des Kantons Thurgau handelt es 
sich somit um ein einfaches und effizientes System, das die Anforderungen des Bundes 
gemäss SP FFF erfüllt. 

Kompensationsgutschriften entstehen immer dann, wenn die Eintragung neuer FFF in 
das FFF-Inventar genehmigt wird (§ 35b Abs. 4 E-PBG). Neue FFF können durch Auf-
wertung oder Rekultivierung von anthropogen geschädigten Böden, durch Auszonung 
oder, in bestimmten Fällen, durch Neuerhebung entstehen. Was als neue FFF im Sinne 
des Gesetzes gilt, regelt im Detail der KRP (Festsetzung 2.2 A). Nur solche FFF können 
in das Inventar aufgenommen werden und zu einer Kompensationsgutschrift für das zur 
Eintragung berechtigte Gemeinwesen führen. 

Jeder kompensationspflichtige FFF-Verbrauch geht einher mit einer Kompensationsver-
pflichtung, die zu einer Verringerung des Kompensationsguthabens führt. In welchen 
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Fällen ein kompensationspflichtiger Verbrauch vorliegt, regelt ebenfalls der KRP (Pla-
nungsgrundsatz 2.2 F). Die Kompensationsverpflichtung entsteht zum Zeitpunkt der Ge-
nehmigung des kompensationspflichtigen FFF-Verbrauchs durch das Departement 
(§ 35b Abs. 3 E-PBG). Ein negatives Kompensationsguthaben ist nur zulässig, wenn 
mindestens im gleichen Umfang Verträge mit Grundeigentümerinnen und Grundeigen-
tümern für geplante Kompensationsmassnahmen vorliegen. 

2.3.2. Verträge mit Grundeigentümerinnen und Grundeigentümer 

Zur Sicherung von Kompensationsmassnahmen müssen Gemeinwesen Verträge mit 
Grundeigentümerinnen und Grundeigentümern abschliessen können. Solche Verträge 
legen die gegenseitigen Rechte und Pflichten der Vertragsparteien fest. Sie dienen der 
Sicherung und Eintragung neuer FFF in das FFF-Inventar und erfüllen damit eine öf-
fentliche Funktion und liegen im öffentlichen Interesse. Es handelt sich folglich um öf-
fentlich-rechtliche Verträge, die eine Grundlage im Gesetz haben sollten. Nur so beruht 
das Verwaltungshandeln auf einer rechtlichen Grundlage im Sinne von Art. 5 Abs. 1 der 
Bundesverfassung (BV; SR 101). Diese Grundlage wird mit § 35c E-PBG geschaffen. 

2.4. 	Änderungen des Gesetzes über Strassen und Wege 
2.4.1. Verankerung der Kompensation von FFF im Gesetz 

Im Kanton Thurgau sind FFF zu kompensieren, die bei der Realisierung von kantonalen 
und kommunalen Strassenbauprojekten verbraucht werden. Es gilt eine Bagatell-
schwelle von 3'000 m2. Von der Kompensationspflicht ausgenommen sind Vorhaben, 
die dem Langsamverkehr dienen. Im Rahmen der jeweiligen Strassenbauprojekte sind 
die erforderlichen Massnahmen zur Erfüllung der Kompensationspflicht zu planen und 
umzusetzen. Dieser Grundsatz wird im Gesetz (§ 19b Abs. 1 E-StrWG) verankert. 

2.4.2. Vorsorgliche Kompensations- und Ersatzmassnahmen 

Die Genehmigung des kompensationspflichtigen Verbrauchs von FFF bedingt, dass das 
gesuchstellende Gemeinwesen (Kanton, Gemeinden) über ein ausreichendes Kompen-
sationsguthaben verfügt oder für geplante Kompensationsmassnahmen Verträge mit 
Grundeigentümern vorliegen. Kantonale Strassenbauprojekte sollen nicht durch feh-
lende Kompensationsguthaben verzögert werden, indem zuerst geeignete Kompensati-
onsflächen gefunden und Verträge mit den Grundeigentümerinnen und Grundeigentü-
mern abgeschlossen werden müssen. Das Departement soll daher auch unabhängig 
von kantonalen Strassenbauprojekten im Rahmen des Budgets die erforderlichen Mas-
snahmen ergreifen können, um Kompensationsgutschriften (z.B. durch Realisierung ei-
nes Aufwertungsprojektes) zu erhalten oder ihr Kompensationsguthaben zu vergrössern 
(durch Übertrag von einem anderen Gemeinwesen). Damit soll erreicht werden, dass 
der Kanton über einen gewissen Vorrat an Kompensationsguthaben verfügt, um anste-
hende Projekte ohne Verzug abwickeln zu können (§ 18a Abs. 1 E-StrWG). Die daraus 
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entstehenden Kosten fallen zu Lasten der Spezialfinanzierung (§ 29 Abs. 1 Ziff. 3a E-
StrWG). 

Dabei handelt es sich um eine Finanzkompetenz für den Kanton. Damit soll den Politi-
schen Gemeinden nicht die Möglichkeit verwehrt werden, ihrerseits vorsorgliche Korn-
pensationsmassnahmen zu ergreifen. Aufwertungen, Rekultivierungen oder Umzonun-
gen können von der Gemeinde unabhängig von dieser Bestimmung an die Hand ge-
nommen werden. Die hierfür erforderlichen Kompetenzregelungen sind jedoch in der 
Gemeindeordnung zu treffen. Die Gemeinden regeln selbst, wer zuständig ist und wie 
sie ihre Mittel verwenden. Eine Regelung im kantonalen Recht ist hierfür nicht erforder-
lich und wäre systemfremd. 

In diesem Zusammenhang drängt sich eine weitere Ergänzung des Gesetzes auf, die 
zwar nicht direkt mit der Kompensation von FFF in Verbindung steht, jedoch eine ver-
wandte Problematik beschlägt. Für die Realisierung von Strassen müssen mitunter 
auch Rodungen vorgenommen werden. Hierfür ist grundsätzlich Realersatz in dersel-
ben Gegend mit standortgerechten Arten zu leisten (Art. 7 Abs. 1 Waldgesetz [WaG; 
SR 921.0]). Meist handelt es sich beim durch ein Strassenbauprojekt tangierten Wald 
um kleinere Flächen. Soll hierfür eine Ersatzaufforstung erfolgen, ergibt dies aus forstli-
cher Sicht nur selten einen Mehrwert. Daher sollen grössere, zusammenhängende Er-
satzaufforstungen unabhängig von einem konkreten Strassenbauprojekt geplant und 
umgesetzt werden können, damit der Kanton über einen gewissen Vorrat an Auffors-
tungsflächen verfügt, über die er im Rahmen eines mit einem konkreten Strassenbau-
projekt verbundenen Rodungsgesuchs zurückgreifen kann (§ 18a Abs. 2 E-StrWG). 
Auch diese Kosten fallen zu Lasten der Spezialfinanzierung (§ 29 Abs. 1 Ziff. 3b E-
StrWG). 

2.4.3. Genehmigung von Strassenbauprojekten 

Bei der Beanspruchung von FFF ist im Rahmen einer umfassenden Interessenabwä-
gung zu prüfen, ob ein überwiegendes öffentliches Interesse vorliegt und ob der Bedarf 
nicht in der Bauzone oder auf landwirtschaftlich weniger gut geeigneten Flächen ge-
deckt werden kann. Die Interessenabwägung inklusive Evaluation von Alternativen 
ohne oder mit weniger Beanspruchung von FFF ist im technischen Bericht aufzuzeigen. 
Der technische Bericht hat sich sodann zur allfälligen Kompensationspflicht und zur vor-
gesehenen Kompensation zu äussern. Die Ausführungen sind in Nachachtung von 
Art. 25 Abs. 2 RPG durch die zuständige kantonale Behörde zu überprüfen. Nur so 
kann der Kanton seiner sich aus dem SP FFF ergebenden Verpflichtung zum Erhalt von 
FFF gerecht werden. 

Gemäss der heutigen Rechtslage und Praxis werden Strassenbauprojekte öffentlich 
aufgelegt. Sie erwachsen nach Ablauf der Einsprachefrist oder nach Rechtskraft der da-
gegen erhobenen Rechtsmittelentscheide ohne weiteres in Rechtskraft. Ein 
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Genehmigungsentscheid ist nicht vorgesehen. Damit fehlt der für die vorstehend ge-
schilderte Überprüfung des Verlustes und der allfälligen Kompensation von FFF erfor-
derliche formelle Abschluss des Verfahrens. 

Das Fehlen eines formellen Abschlusses des Verfahrens erweist sich indes auch aus 
anderen Gründen als problematisch: Das Bundesgericht geht bei der Auslegung und 
Anwendung von Strassengesetzen diverser Kantone davon aus, dass die Bewilligung 
von Strassen Gegenstand von Sondernutzungsplänen ist (BGE 117 lb 35 E. 2). Es 
kann daher davon ausgegangen werden, dass es sich (aufgrund der geänderten 
Zweckbestimmung des von einem Strassenbauprojekt erfassten Bodens) auch bei 
Art. 19 ff. StrWG um eine Sondervorschrift zum Erlass eines Sondernutzungsplans im 
Sinne von Art. 14 RPG handelt. 

Sondernutzungspläne im Sinne von Art. 14 if. RPG bedürfen gemäss Art. 26 RPG 
i.V.m. § 5 Abs. 2 PBG der Genehmigung durch eine kantonale Behörde. Art. 26 Abs. 1 
RPG grenzt den Kreis der Genehmigungsobjekte nicht auf kommunale Nutzungspläne 
ein. Der Genehmigung durch eine kantonale Behörde bedürfen damit sowohl Nutzungs-
pläne der Gemeinden wie auch des Kantons. Eine Genehmigungspflicht entfällt nur ge-
genüber vom kantonalen Gesetzgeber erlassenen Nutzungsplänen (vgl. 
AEMISEGGER/KUTTLER/MOOR/RUCH, Kommentar zum Bundesgesetz über die Raumpla-
nung, Zürich/Basel/Genf 2010, Art. 26 N 7). 

Gemäss der Rechtsprechung des Bundesgerichtes genügt für kantonale Strassenbau-
projekte, unter Einhaltung des Richtplanverfahrens, zwar grundsätzlich der einschlägige 
Finanzbeschluss des Grossen Rates. Das Bundesgericht erachtete die Regelung im 
Kanton Thurgau indes als ungewöhnlich, wenn auch nicht als unhaltbar und damit ins-
gesamt als nicht willkürlich (BGer 1C_645/2029 vom 19. Juni 2020 E. 5.1 und E. 5.2). 
An der fehlenden Genehmigung für die kommunalen Strassenbauprojekte ändert dies 
nichts. Das heutige Verfahren ist somit zumindest in Bezug auf die kommunalen Stras-
senbauprojekte bundesrechtswidrig. Aber auch das Verfahren für die kantonalen Stras-
senbauprojekte erweist sich gestützt auf die Wortwahl des Bundesgerichtes als nicht 
optimal. Hinzu kommt, dass der Finanzbeschluss nicht das richtige Gefäss ist, um den 
Verbrauch und die Kompensation von FEE zu prüfen. 

Es sind daher sowohl die kommunalen als auch die kantonalen Strassenbauprojekte 
gestützt auf Art. 26 RPG grundsätzlich einem Genehmigungsverfahren nach § 5 Abs. 2 
PBG zu unterziehen. Die allgemeinen Regeln des PBG zum Erlass von Sondernut-
zungsplänen passen allerdings nicht so recht für Strassenbauprojekte. Sodann ist der 
Zusammenhang zwischen Strassenbauprojekten und der Genehmigung nach Art. 26 
RPG und § 5 Abs. 2 PBG für die Rechtsanwenderin oder den Rechtsanwender nicht 
ausreichend klar, zumal das StrWG neben dem allgemeinen Verweis in § 3 keinen wei-
teren Hinweis auf die Anwendbarkeit des PBG im Verfahren nach § 19 ff. StrWG ent-
hält. 
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Sinnvoll erscheint deshalb eine Ergänzung der Verfahrensvorschriften in § 19 if. StrWG, 
um den Abschluss des Verfahrens durch eine kantonale Genehmigung (Art. 26 RPG 
i.V.m. § 5 Abs. 2 und 3 PBG) im Rahmen der bestehenden Sondervorschriften zu re-
geln. Die Genehmigungspflicht für Strassenbauprojekte beschränkt sich allerdings auf 
Vorhaben, die ganz oder teilweise im Nichtbaugebiet liegen und keine Bagatellfälle im 
Sinne von § 21 Abs. 4 StrWG darstellen, da nur bei diesen Vorhaben der vom Strassen-
bauprojekt erfasste Boden durch die neue Nutzung eine wesentliche Änderung der 
Zweckbestimmung erfährt und sich auch nur bei diesen Vorhaben die Problematik rund 
um den Verbrauch und die Kompensation von FFF stellt. Ausgenommen sind auch 
reine Unterhaltsmassnahmen (betrieblich und baulich). Erfasst sind ausdrücklich nur 
Strassenbauprojekte, d.h. Projekte gemäss § 12 StrWG. 

2.4.4. Projektbewilligung 

Strassen stellen „Bauten und Anlagen" im Sinne von Art. 22 Abs. 1 RPG dar und dürfen 
daher grundsätzlich nur mit behördlicher Bewilligung errichtet oder geändert werden. 
Beruht die Bewilligung auf einem Strassen-Sondernutzungsplan, handelt es sich um 
eine Baubewilligung im Sinne von Art. 22 RPG und nicht um eine Ausnahmebewilligung 
im Sinne von Art. 24 ff. RPG (BGE 112 lb 166 E. 2). 

Das Verfahren gemäss § 21 StrWG schliesst nach der Intention des Gesetzgebers das 
baurechtliche Bewilligungsverfahren ein. Indes hat diese Frage in der Vergangenheit — 
auch im Rahmen von Rechtsmittelverfahren — immer wieder zu Diskussionen geführt. 
Um diese Rechtsunsicherheit zu beseitigen, drängt sich daher eine Klarstellung auf. 
Das Strassenbauprojekt ist daher nach Abschluss des Verfahrens durch die zuständige 
Behörde zu bewilligen. Bei Gemeindestrassen ist dies die Gemeindebehörde, bei kanto-
nalen Strassenbauprojekten das Departement oder bei nicht strittigen Projekten das 
kantonale Tiefbauamt. Die Bewilligung schliesst die baurechtliche Bewilligung mit ein. 
Bei kantonalen Strassenbauprojekten, die aufgrund ihrer (teilweisen) Lage im Nichtbau-
gebiet der Genehmigung nach Art. 26 Abs. 1 RPG i.V.m. § 5 Abs. 2 PBG bedürfen, er-
folgt die Bewilligung im Rahmen des kantonalen Genehmigungsentscheides. 

2.5. 	Ausblick: Anpassungsbedarf auf Verordnungsstufe 

Änderungen oder Ergänzungen der Verordnung zum Gesetz über Strassen und Wege 
(StrVVV; RB 725.1) sind mit Ausnahme von redaktionellen Anpassungen nicht erforder-
lich. 

Der PBG-Entwurf enthält die wesentlichen Bestimmungen für die Registerführung und 
schafft die Grundlage für Verträge mit Grundeigentümerinnen und Grundeigentümern. 
Es werden darin die zentralen Begriffe Kompensationsguthaben, Kompensationsgut-
schrift und Kompensationsverpflichtung definiert. Zudem enthält es die grundlegenden 
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Bestimmungen für das Entstehen von Kompensationsgutschriften und von Kompensati-
onsverpflichtungen. 

Für die Vollzugsbestimmungen genügt eine Ergänzung der Verordnung zum Planungs-
und Baugesetz und zur Interkantonalen Vereinbarung über die Harmonisierung der 
Baubegriffe (PBV; RB 700.1). Zu den Vollzugsbestimmungen gehören erstens die Zu-
ständigkeit bei der Führung von Kompensationsregister und FFF-Inventar, zweitens der 
Informationsfluss zwischen den verschiedenen bei der Registerführung zusammenwir-
kenden Akteuren, drittens die Detailbestimmungen zur Eintragung von Kompensations-
verpflichtungen und Kompensationsgutschriften (inkl. Zeitpunkte der Eintragung und in 
das Kompensationsregister einzutragende Inhalte) und viertens die Voraussetzungen 
für die Eintragung neuer FFF in das FEE-Inventar im Zusammenhang mit der Erteilung 
von Kompensationsgutschriften. 

3. 	Vernehmlassungsverfahren 

Die Vernehmlassung fand vom 12. Mai 2025 bis zum 6. Oktober 2025 statt. Aufgrund 
des engen Sachzusammenhangs mit dem Richtplankapitel „2.2. Landwirtschaftsge-
biete" erfolgt die Vernehmlassung zusammen mit der öffentlichen Bekanntmachung des 
Richtplanentwurfs (Stand: März 2025). Zu den Gesetzesanpassungen gingen in 
30 Stellungnahmen insgesamt 188 Rückmeldungen von verschiedenen Teilnehmerka-
tegorien ein. Die Eingaben aus der Vernehmlassung finden sich online auf der kantona-
len Seite für die E-Mitwirkung im Bereich „Archiv" (https://e-vernehmlassungen.tg.ch/).  

Stellungnahmen nach Teilnehmerkategorie: 

Gemeinden 17 

Parteien 4 

Verbände 3 

Private 2 

Regionalplanungsgruppen 2 

Vereine 1 

Organisationen 1 

3.1. 	Stellungnahmen zum neuen Kapitel Fruchffolgeflächen im PBG 

Die wichtigsten Rückmeldungen lassen sich wie folgt gruppieren und zusammenfassen: 

Es wird der Einbezug oder zumindest die Information der Standortgemeinden der 
jeweiligen Kompensationsfläche gefordert. Zudem wird gefordert, dass ausgewie- 
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sen werden soll, in welcher Gemeinde und an welchem Ort die Flächen liegen, die 
zu Kompensationsguthaben geführt haben. 

Bei Auszonungen und bei der Aufwertung von anthropogen geschädigten Böden 
ist die Standortgemeinde jeweils als Planungs- oder Bewilligungsbehörde invol-
viert. Damit verfügt sie früh über alle Informationen. Zudem ist vorgesehen, dass 
neu in das FFF-Inventar aufgenommene Flächen im Inventar markiert werden. Da-
mit wird im Inventar erkennbar, welche Flächen im Rahmen der FFF-Kompensa-
tion neu inventarisiert wurden und deshalb für eine Neuerhebung nicht mehr zur 
Verfügung stehen. Die Standortgemeinde erhält folglich spätestens mit der Inven-
tarisierung der zur Kompensation verwendeten Fläche Kenntnis vom Vorhaben, in 
der Regel sogar zu einem deutlich früheren Zeitpunkt, wenn sie als Planungs-
oder Bewilligungsbehörde einbezogen ist. 

Auf eine gesetzliche Regelung des Einbezugs und der vorzeitigen Information der 
Gemeinden ist deshalb zu verzichten, zumal die Regulierungsdichte bereits heute 
von verschiedenen Akteuren als zu hoch empfunden wird. 

Es wird angeregt, auf den Verweis auf den KRP zu verzichten und bei Bedarf eine 
Regelung im PBG oder in der PBV vorzusehen. 

Der Bindungsbereich des KRP bezieht sich auf das gesetzlich verfasste Ermessen 
(Beurteilungsspielräume als Folge unbestimmter Gesetzesbegriffe eingeschlos-
sen). Der KRP zeigt an, in welcher Weise von den Handlungsspielräumen Ge-
brauch gemacht werden soll, die das Recht zur Verfügung stellt (vgl. AEMISEG-
GER/MOORRUCH/TSCHANNEN, Praxiskommentar RPG: Richt- und Sachplanung, In-
teressenabwägung, Zürich/Basel/Genf 2019, Art. 9 N 25). Die Bindungswirkung 
des KRP ist daher beschränkt und es gilt dahingehend der Vorrang des Rechts, 
weshalb ein Verweis im PBG auf den KRP als nicht zweckmässig erscheint. Hinzu 
kommt, dass sowohl die vorgeschlagenen Bestimmungen als auch der KRP sich 
an die kompensationspflichtigen und die registerführenden Behörden richten. Pri-
vate sind nur dort involviert, wo mit ihnen Verträge geschlossen werden (§ 35c 
PBG). Für den Abschluss dieser Verträge sind die Bestimmungen des KRP uner-
heblich. 

Auf den Verweis auf den behördenverbindlichen KRP kann deshalb verzichtet 
werden. Um den Bezug zum RPG und zur RPV klarzustellen, wird indes eine Er-
gänzung von § 35a Abs. 1 PBG vorgeschlagen. Zudem wird vorgeschlagen, § 35a 
Abs. 2 und § 35b Abs. 4 Satz 2 PBG zu streichen. 

Das FFF-Kompensationsregister wird insgesamt kritisiert, weil damit ein staatlich 
regulierter Markt geschaffen wird. Es soll verhindert werden, dass Vermittler von 
Kompensationsflächen zu Profiteuren des Systems werden. Neu geschaffene FFF 
soll der Landwirtin oder dem Landwirt zustehen. 

Der vorgeschlagenen Regelung liegt der Grundsatzentscheid zugrunde, dass 
FFF-Guthaben nur dem Gemeinwesen zustehen können, da auch nur das Ge- 
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meinwesen verpflichtet ist, FFF zu kompensieren. Letztlich entscheidet aber die 
Landwirtin oder der Landwirt, ob er sein Grundstück für eine Kompensationsmass-
nahme zur Verfügung stellen und mit welchem Gemeinwesen er hierfür zusam-
menarbeiten will. Die Grundeigentümerinnen und -eigentümer sind somit in diesen 
Prozess eingebunden. 

Am vorgeschlagenen Kompensationsregister, bei dem die Kompensationsgutha-
ben ausschliesslich den Gemeinwesen (Bund, Kanton und Gemeinden) zustehen, 
ist deshalb festzuhalten. 

3.2. 	Stellungnahmen zu den neuen Verfahrensvorschriften bei Strassenbau- 
projekten 

Die Rückmeldungen zu den neuen Verfahrensbestimmungen sind ambivalent. Einer-
seits werden sie ausdrücklich begrüsst, da damit eine bundesrechtskonforme Praxis si-
chergestellt und die notwendige Interessenabwägung beim Verbrauch von FFF garan-
tiert werde. Die Revision bringe Rechtssicherheit und stelle klar, dass die Projektbewilli-
gung auch die baurechtliche Bewilligung miteinschliesse. 

Andererseits wird vorgebracht, dass die bisherigen Verfahren funktioniert hätten. Ein 
Gerichtsentscheid, der die bisherigen Verfahren als unrechtmässig erklärt habe, gebe 
es nicht. Die neuen Verfahren kosteten zusätzliche Ressourcen und stellten einen Ein-
griff in die Gemeindeautonomie dar. Vor allem die Sanierung bestehender Strassen 
ohne Kompensationspflicht müsse in der alleinigen Kompetenz der Gemeinden bleiben. 

Am Entwurf ist gestützt auf die nachfolgenden Überlegungen unverändert festzuhalten: 

- Zuständig für die Verfahren bei den Gemeindestrassen bleiben die Gemeindebe-
hörden. Neu müssen die Verfahren durch einen kommunalen Bewilligungsent-
scheid erledigt werden. Bei Vorhaben im Nichtbaugebiet ist darüber hinaus eine 
Genehmigung des Kantons erforderlich. 

- Der kommunale Bewilligungsentscheid schliesst das Verfahren ab. Soweit öffentli-
che Interessen betroffen sind, die durch eine kantonale Fachstelle zu beurteilen 
sind, muss das Projekt beim Kanton zirkulieren und die Stellungnahmen und Ent-
scheide in den kommunalen Entscheid mit einfliessen. Letzteres gilt gestützt auf 
§ 4 Abs. 3 und § 19a Abs. 1 StrWG schon heute, wird allerdings durch die Revi-
sion klargestellt und verdeutlicht. Das Prozedere verhält sich analog wie bei ande-
ren Bauvorhaben. 

- Der Kanton ist gemäss SP FFF verpflichtet, FFF zu erhalten. Der Verbrauch und 
die allfällige Kompensation bei Strassenbauprojekten müssen daher überprüft 
werden. Dies erfolgt im Genehmigungsverfahren, weshalb darauf nicht verzichtet 
werden kann. Mit einer Beschränkung der Genehmigung auf Strassenbauprojekte, 
die FFF beanspruchen, wird man dem Umstand nicht gerecht, dass man mit der 
Genehmigung auch die Zweckänderung des Bodens legalisieren will. Es trifft zu, 
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dass das Bundesgericht ein Strassenbauprojekt zwar noch nie mit der Begrün-
dung der fehlenden Genehmigung aufgehoben hat. § 15 StrWG gilt allerdings nur 
für Strassenbauprojekte des Kantons. Das Verfahren bei den kommunalen Stras-
senbauprojekten ist dagegen in jedem Fall als bundesrechtswidrig zu betrachten. 

In diesem Zusammenhang gilt sodann zu beachten, dass die Beschränkung auf 
die Projekte im Nichtbaugebiet bereits eine pragmatische Lösung darstellt. Kleine 
oder unbedeutende Projekte gemäss § 21 Abs. 4 StrWG, bei denen auf eine öf-
fentliche Auflage verzichtet werden kann, sind ebenfalls ausgenommen. Ausge-
nommen sind auch reine Unterhaltsmassnahmen (betrieblich und baulich). Vom 
Wortlaut erfasst sind ausdrücklich nur Strassenbauprojekte, d.h. Projekte gemäss 
§ 12 StrWG. Erfasst werden dagegen gemäss dem Wortlaut von § 12 Abs. 1 
Ziff. 1 StrWG auch „wesentliche Änderungen der Oberfläche" und damit auch die 
Staubfreimachung, was mit Blick auf die Ziele von RPG 2 (Stabilisierung der An-
zahl Bauten wie auch der versiegelten Flächen) ebenfalls zwingend durch den 
Kanton zu beurteilen ist. 

4. 	Auswirkungen der Revision 
4.1. 	Finanzielle Auswirkungen 

Durch die Anpassungen des PBG und des StrWG, d.h. durch die Einführung des Korn-
pensationsregisters und die neuen Verfahrensvorschriften bei Strassenbauprojekten, ist 
nicht mit neuen finanziellen Auswirkungen für den Kanton oder die Politischen Gemein-
den zu rechnen. Mit Blick auf die weiteren Auswirkungen auf die Gemeinden und den 
Kanton ist auf die nachfolgenden beiden Kapitel zu verweisen. 

4.2. 	Auswirkungen auf die Gemeinden 

Die Kompensationsregelung für den Verbrauch von FFF ist bereits durch den KRP fest-
gelegt. Mit den Anpassungen des PBG werden nun lediglich die für den Vollzug der 
Kompensationsregelung erforderlichen Instrumente rechtlich verankert. Es geht dabei 
namentlich um die Einführung des Kompensationsregisters und die Möglichkeit des Ge-
meinwesens, zur Sicherung von Kompensationsmassnahmen Verträge mit Grundeigen-
tümerinnen und Grundeigentümern abzuschliessen. Die neuen Bestimmungen erleich-
tern somit auch für die Gemeinden, soweit sie von einem kompensationspflichtigen Ver-
brauch von FFF betroffenen sind, den Vollzug. Die Anpassungen des PBG haben keine 
weiteren Auswirkungen auf die Gemeinden. 

Im StrWG werden die Verfahren konkretisiert. Diese neuen Verfahrensbestimmungen 
haben die Politischen Gemeinden zu kennen und zu berücksichtigen. Die Gemeinden 
haben ihre Verfahren neu durch einen formellen Entscheid zum Abschluss zu bringen, 
was für die Gemeindebehörde einen administrativen Mehraufwand bedeutet. Bedarf die 
Realisierung eines kommunalen Strassenbauprojektes der Beurteilung von kantonalen 
Fachstellen, müssen deren Stellungnahmen und Entscheide in die kommunale 
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Projektbewilligung miteinfliessen. Zu diesem Zweck sind diese Strassenbauprojekte, 
analog dem Vorgehen bei Bauvorhaben, dem Generalsekretariat DBU (Abt. Koordina-
tion Baugesuche, Planungsgeschäfte und Digitalisierung) zur Zirkulation bei den kanto-
nalen Fachstellen einzureichen. § 4 und § 19a StrWG fordern bereits heute für die Pla-
nung, den Bau und den Unterhalt von Strassen und Wegen die Berücksichtigung von 
weiteren öffentlichen und privaten Interessen sowie die Abstimmung mit dem Kanton. 
Zwecks Abstimmung des kommunalen Strassenbauprojektes mit diesen öffentlichen In-
teressen sowie mit dem Kanton sind die Gemeinden somit bereits nach heutigem Recht 
gehalten, ihre kommunalen Strassenbauprojekte dem Kanton zuzustellen, falls deren 
Auswirkungen dies erfordert. 

Des Weiteren bedürfen kommunale Strassenbauprojekte, die ganz oder teilweise im 
Nichtbaugebiet liegen, nach Abschluss des Verfahrens der Genehmigung durch den 
Kanton. Davon ausgenommen sind kleine oder unbedeutende Projekte gemäss § 21 
Abs. 4 StrWG. Ausgenommen sind auch reine Unterhaltsmassnahmen (betrieblich und 
baulich). Vom Wortlaut erfasst sind ausdrücklich nur Strassenbauprojekte, d.h. Projekte 
gemäss § 12 StrWG. Erfasst werden dagegen gemäss dem Wortlaut von § 12 Abs. 1 
Ziff. 1 StrWG auch „wesentliche Änderungen der Oberfläche" und damit auch die Staub-
freimachung, was mit Blick auf die Ziele von RPG 2 (Stabilisierung der Anzahl Bauten 
wie auch der versiegelten Flächen) ebenfalls zwingend durch den Kanton zu beurteilen 
ist. 

Im Rahmen der Genehmigung prüft der Kanton namentlich die im Falle des Verlustes 
von FFF erforderliche Interessenabwägung und erteilt seine Zustimmung zu den vorge-
sehenen Kompensationsmassnahmen. Der Kanton stützt sich dabei auf die Beurteilun-
gen der Fachstellen. Diese ergehen im Rahmen der vorstehend erwähnten Zirkulation 
des Projektes. Da dieses Genehmigungsverfahren im Anschluss an das kommunale 
Verfahren erfolgt, führt es insgesamt zu einer Verlängerung des Verfahrens. Kommu-
nale Strassenbauprojekte im Nichtbaugebiet sind allerdings selten. Aufgrund einer gro-
ben Abschätzung werden im Nichtbaugebiet jährlich zwischen 5 und 15 kommunale 
Strassenbauprojekte erwartet. Damit ist nur ein geringer Teil der kommunalen Strassen-
bauprojekte von dieser Neuerung betroffen. 

4.3. 	Auswirkungen für den Kanton 

Sowohl beim kompensationspflichtigen Verbrauch wie auch bei den Kompensationsgut-
schriften und bei der Übertragung von Kompensationsguthaben ist nur mit wenigen Ge-
schäften im Jahr zu rechnen. Beim gewählten Kompensationssystem ist zudem der 
Kreis der Guthabenberechtigten auf das Gemeinwesen (Bund, Kanton und Gemeinden) 
beschränkt. Deshalb ist der voraussehbare Aufwand für das Führen des Kompensati-
onsregisters auf kantonaler Ebene gering. 
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Die Konkretisierungen bei den Verfahren im Rahmen der Anpassungen des StrWG ha-
ben auch Auswirkungen auf die Fachstellen. Auch die kantonalen Strassenbauprojekte 
sind neu durch einen formellen Entscheid zum Abschluss zu bringen, was einen admi-
nistrativen Mehraufwand namentlich für das Tiefbauamt bedeutet, das für das Verfahren 
bei den rund 30 bis 50 jährlich anfallenden kantonalen Strassenbauprojekten im Nicht-
baugebiet zuständig ist (grobe Schätzung). 

Eine Zirkulation der kantonalen Strassenbauprojekte bei den kantonalen Fachstellen er-
folgt bereits heute. Indes ist davon auszugehen, dass vermehrt auch kommunale Stras-
senbauprojekte bei den kantonalen Fachstellen zirkulieren werden, auch wenn dies ge-
mäss den vorstehenden Ausführungen bereits nach heutigem Recht erforderlich ist. Es 
ist nochmals darauf hinzuweisen, dass — analog der Baugesuche — nicht per se jedes 
kommunale Strassenbauprojekt dem Kanton einzureichen ist, sondern nur jene, die auf-
grund ihrer Auswirkungen einer Beurteilung durch eine Behörde oder mehrere kanto-
nale Behörden bedürfen, was hauptsächlich dann der Fall ist, wenn aufgrund der Lage 
(z.B. Einlenker in eine Kantonsstrasse) eine Abstimmung mit dem Tiefbauamt angezeigt 
ist. 

Des Weiteren bedürfen auch kantonale Strassenbauprojekte, die ganz oder teilweise im 
Nichtbaugebiet liegen, einer Genehmigung. Davon ausgenommen sind kleine oder un-
bedeutende Projekte gemäss § 21 Abs. 4 StrWG. Ist eine Genehmigung erforderlich, 
erfolgt im Rahmen dieses Entscheides auch die Projektbewilligung, so dass es zu kei-
nen Doppelspurigkeiten kommt. Im Rahmen der Genehmigung wird gestützt auf die Be-
urteilungen der Fachstellen namentlich die im Falle des Verlustes von FEE erforderliche 
Interessenabwägung und die ausgewiesenen Kompensationsmassnahmen überprüft. 

Insgesamt ist aufgrund der neuen Verfahrensbestimmungen im StrWG mit einer Zu-
nahme des Aufwandes bei den kantonalen Fachstellen zu rechnen, sowohl durch die 
Instruktion der Bewilligungs- oder Genehmigungsentscheide bei den kantonalen Stras-
senbauprojekten als auch durch die Beurteilung der kantonalen und kommunalen Stras-
senbauprojekte im Rahmen der Zirkulation. Betroffen sind in erster Linie das Tiefbau-
amt und das Amt für Raumentwicklung und das Amt für Umwelt (die beiden letztge-
nannten namentlich bei der Beurteilung der Interessenabwägung bei der Beeinträchti-
gung von FFF und deren Kompensation). Aus heutiger Sicht kann der anfallende Mehr-
aufwand in den drei Ämtern ohne zusätzliche personelle Ressourcen bewältigt werden. 
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5. 	Erläuterungen zu den einzelnen Bestimmungen 
5.1. 	Änderung PBG 

§ 5 Genehmigung, Zuständigkeit, Umfang 

Abs. 2 (geändert) 

Nach der bundesgerichtlichen Rechtsprechung bedürfen Strassenbauprojekte als Son-
dernutzungspläne einer Genehmigung durch den Kanton. Diese Genehmigungspflicht 
ergibt sich aus Art. 26 RPG. Bis anhin werden Strassenbauprojekte im Kanton Thurgau 
nach den Vorgaben des StrWG zwar öffentlich aufgelegt. Ein formeller Abschluss des 
Verfahrens durch Entscheid erfolgt aber nicht. 

§ 5 Abs. 2 E-PBG schafft die gesetzliche Grundlage für die Genehmigung von Stras-
senbauprojekten von Kanton und Gemeinden, die ganz oder teilweise im Nichtbauge-
biet liegen, mit Ausnahme der Bagatellfälle von § 21 Abs. 4 StrWG. Die Genehmigung 
erfolgt durch das Departement. Zusammen mit den neuen Regelungen im StrWG wer-
den so die gesetzlichen Grundlagen für eine bundesrechtskonforme Praxis geschaffen. 

Die Genehmigungspflicht für Strassenbauprojekte beschränkt sich allerdings auf Vorha-
ben gemäss § 21a Abs. 3 und § 21b Abs. 3 E-StrWG, d.h. auf Vorhaben, die ganz oder 
teilweise im Nichtbaugebiet liegen und keine Bagatellfälle im Sinne von § 21 Abs. 4 
StrWG darstellen, da nur bei diesen Vorhaben der vom Strassenbauprojekt erfasste Bo-
den durch die neue Nutzung eine wesentliche Änderung der Zweckbestimmung erfährt 
und sich auch nur bei diesen Vorhaben die Problematik rund um den Verbrauch und die 
Kompensation von FFF stellt. 

2.4. Fruchtfolgeflächen 

Übertitel (neu) 

Kantone, die über eine ungenügende Datengrundlage verfügen, werden mit dem SP 
FFF des Bundes verpflichtet, eine Regelung zur Kompensation verbrauchter FFF einzu-
führen (vgl. Grundsatz G10 des Sachplans Fruchtfolgeflächen vom 8. Mai 2020). Das 
FFF-Inventar des Kantons Thurgau beruht auf einer ungenügenden Datengrundlage. 
Der Kanton muss deshalb eine Kompensationsregelung einführen. 

Mit dem im PBG neu eingefügten Kapitel Fruchtfolgeflächen werden die dafür notwendi-
gen gesetzlichen Grundlagen geschaffen. Das Kapitel enthält Bestimmungen zu Ver-
brauch und Kompensation von FFF und schafft darüber hinaus die gesetzliche Grund-
lage für ein vom Kanton geführtes Kompensationsregister und für die zwischen den ein-
zelnen Gemeinwesen und Grundeigentümerschaften abzuschliessenden Verträge. 

Das Kapitel Fruchtfolgeflächen ist mit den Inhalten des KRP koordiniert. Dieser enthält 
ergänzende Bestimmungen und Definitionen, namentlich zum kompensationspflichtigen 
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Verbrauch und den zulässigen Kompensationsmassnahmen. Der Gesetzesvollzug wird 
in der PBV geregelt. 

§ 35a Verbrauch, Kompensation 

Titel (neu) 

Abs. 1 (neu) 

Der Verbrauch von FFF muss genehmigt werden. Nur so kann der Kanton seiner sich 
aus dem SP FFF ergebenden Verpflichtung zum Erhalt seines Mindestumfangs an 
Fruchtfolgeflächen gerecht werden (Art. 29 RPV). Ist der Verbrauch kompensations-
pflichtig, bedürfen auch die Kompensationsmassnahmen der Zustimmung. Mit § 35a E-
PBG wird dafür die gesetzliche Grundlage geschaffen. 

Durch den Verweis auf Art. 29 RPV wird der Bezug zum SP FFF und damit indirekt zum 
KRP hergestellt. Damit wird klargestellt, dass die Genehmigung des Verbrauchs und die 
Zustimmung zu den vorgesehenen Kompensationsmassnahmen nach den entspre-
chenden Vorgaben zu erfolgen haben. 

Abs. 2 (neu) 

Die Kompensationspflicht für den Verbrauch von FFF und die Voraussetzungen der Zu-
stimmung zu den vorgesehenen Kompensationsmassnahmen beurteilen sich nach den 
Vorgaben des KRP. Auf einen entsprechenden Verweis kann indes verzichtet werden 
(vgl. Kap. 3.1). 

Der KRP enthält in Kapitel 2.2 im Planungsgrundsatz 2.2 F die Kompensationspflicht. 
Die zulässigen Kompensationsmassnahmen sind in Planungsgrundsatz 2.2 G aufge-
führt. Zu kompensieren sind im kantonalen Inventar verzeichnete FFF, die durch Einzo-
nungen (mit einer Bagatellschwelle von 3'000 m2) oder durch die Realisierung von kan-
tonalen und kommunalen Strassenbauprojekten (mit gleicher Bagatellschwelle) ver-
braucht werden. Ausgenommen sind Vorhaben für den Langsamverkehr (Planungs-
grundsatz 2.2 F). 

Als Kompensationsmassnahmen gelten Auszonungen von Böden mit FFF-Qualität, 
fachgerechte Aufwertungen und Rekultivierungen sowie Neuerhebungen von FFF. Die 
Bedürfnisse des ökologischen Ausgleichs und der Vernetzung von Biotopen sind zu be-
rücksichtigen. Die Kompensation durch Auszonung oder Neuerhebung muss zeitgleich 
mit dem FFF-Verbrauch erfolgen, die Kompensation durch Aufwertung oder Rekultivie-
rung kann aufgeschoben erfolgen (Planungsgrundsatz 2.2 G). 
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Abs. 3 (neu) 

Der kompensationspflichtige Verbrauch von FFF wird durch das Departement geneh-
migt, wenn nachgewiesen ist, dass die vorgesehenen Kompensationsmassnahmen 
durch Verträge im Sinne von § 35c E-PBG gesichert sind oder wenn nachgewiesen ist, 
dass das gesuchstellende Gemeinwesen über ein ausreichendes Kompensationsgutha-
ben verfügt. 

Ein Gemeinwesen, das zum Genehmigungszeitpunkt über ein ausreichendes Kompen-
sationsguthaben verfügt, kann dieses Guthaben zur Kompensation des zu genehmigen-
den Verbrauchs verwenden. Solches Guthaben kann aus bereits durchgeführten Korn-
pensationsmassnahmen (Auszonungen oder Aufwertungen und Rekultivierungen) 
stammen oder von einem anderen Gemeinwesen übertragen worden sein (§ 35b Abs. 2 
Satz 2 E-PBG). Für die Genehmigung des kompensationspflichtigen Verbrauchs genügt 
der Nachweis des ausreichenden Guthabens. Ein Vertrag im Sinne von § 35c E-PBG 
muss dafür nicht vorgelegt werden, es genügt ein Auszug aus dem Kompensationsre-
gister. 

Verfügt ein Gemeinwesen zum Zeitpunkt der Genehmigung des kompensationspflichti-
gen Verbrauchs nicht über ein ausreichendes Kompensationsguthaben, so muss es 
den Verbrauch durch die im KRP vorgesehenen Massnahmen kompensieren. Bei die-
sen Massnahmen handelt es sich um Auszonungen von Böden mit FFF-Qualität, fach-
gerechte Aufwertungen und Rekultivierungen von anthropogen geschädigten Böden im 
Nichtbaugebiet, die ausserhalb des FFF-Inventars liegen, sowie Neuerhebungen von 
FFF im Zusammenhang mit dem kompensationspflichtigen Verbrauch (vgl. Planungs-
grundsatz 2.2 G im KRP). Zur Sicherung einer solchen Kompensationsmassnahme 
muss das kompensationspflichtige Gemeinwesen mit den von den Massnahmen be-
troffenen Grundeigentümerschaften Verträge im Sinne von § 35c E-PBG abschliessen 
und diese Verträge bei der Genehmigung des kompensationspflichtigen Verbrauchs 
vorlegen. 

Abs. 4 (neu) 

Der Genehmigungsentscheid kann mit Auflagen, Bedingungen oder Befristungen zu 
Lasten des von den Kompensationsmassnahmen betroffenen Grundstückes verbunden 
werden. Diese Nebenbestimmungen sind im Grundbuch anzumerken. Diese Regelung 
entspricht derjenigen bei der Baubewilligung (§ 106 Abs. 2 PBG). Geringfügige Abwei-
chungen von den Genehmigungsvoraussetzungen führen dank dieser Regelung im 
Sinne der Verhältnismässigkeit nicht zwangsläufig zu einer Nichtgenehmigung. 
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§ 35b Kompensationsregister 

Titel (neu) 

Abs. 1 (neu) 

Der Kanton Thurgau führt ein öffentlich einsehbares Kompensationsregister. Das Regis-
ter enthält für jedes potenziell kompensationspflichtige Gemeinwesen (Bund, Kantone 
und Gemeinden) Angaben zu seinem Kompensationsguthaben sowie zu den erteilten 
Kompensationsgutschriften und den Kompensationsverpflichtungen, die beim kompen-
sationspflichtigen Verbrauch von FFF entstehen. 

Das Kompensationsregister erlaubt sowohl die zeitgleiche als auch die aufgeschobene 
Kompensation von kompensationspflichtigem FFF-Verbrauch und schafft zudem die 
Grundlage für die Übertragung des Kompensationsguthabens — oder eines Teils da-
von — auf ein anderes Gemeinwesen. Beim zeitgleichen Verbrauch entsteht die Korn-
pensationsgutschrift zeitgleich mit der Kompensationsverpflichtung. Die Kompensati-
onsverpflichtung kann deshalb unmittelbar, durch Verrechnung mit der Kompensations-
gutschrift, erfüllt werden. Bei der aufgeschobenen Kompensation entsteht zuerst die 
Verpflichtung und erst nach dem Abschluss der Kompensationsmassnahmen die ent-
sprechende Kompensationsgutschrift. Der kompensationspflichtige Verbrauch wird des-
halb gemäss § 35a Abs. 3 Ziff. 1 E-PBG nur genehmigt, wenn Kompensationsmassnah-
men vertraglich gesichert sind. 

Abs. 2 (neu) 

Das Kompensationsguthaben entspricht der Differenz zwischen den Kompensationsgut-
schriften und den Kompensationsverpflichtungen. Mit jeder neuen Kompensationsgut-
schrift und mit jeder neuen Kompensationsverpflichtung verändert sich das Kompensati-
onsguthaben. 

Bei der zeitgleichen Kompensation geht mit der Kompensationsverpflichtung eine Korn-
pensationsgutschrift von mindestens gleichem Umfang einher. Das Kompensationsgut-
haben hat deshalb in der Regel einen positiven Wert. Nur bei einer aufgeschobenen 
Kompensation kann es während der Dauer des Aufschubs vorübergehend zu einem 
Kompensationsguthaben mit negativem Wert kommen. Das Kompensationsguthaben 
kann bei einem zukünftigen kompensationspflichtigen Verbrauch zur Kompensation ver-
wendet werden (§ 35a Abs. 3 Ziff. 1 E-PBG) und kann durch Vertrag auf ein anderes 
Gemeinwesen übertragen werden. 

Die Kompensationsmassnahmen können zu Gutschriften führen, die den für den kom-
pensationspflichtigen Verbrauch notwendigen Umfang übersteigen. Solche Ober-
schüsse sollen zwischen den Gemeinwesen gehandelt werden können. Es entsteht 
dadurch einerseits ein Anreiz für umfangreichere Kompensationsmassnahmen. 
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Andererseits wird ein Anreiz geschaffen, Kompensationsmassnahmen unabhängig von 
einem kompensationspflichtigen Verbrauch zu ergreifen und dafür Kompensationsgut-
schriften zu erhalten. 

Abs. 3 (neu) 

Für das Entstehen von Kompensationsverpflichtungen wird an die Genehmigung des 
kompensationspflichtigen Verbrauchs von FFF nach § 35a E-PBG angeknüpft. 

Abs. 4 (neu) 

Kompensationsgutschriften entstehen mit der Genehmigung der Eintragung neuer FFF 
in das FFF-Inventar. 

Das Gesetz verwendet hier den Begriff der neuen Fruchtfolgefläche. Nur die Eintragung 
neuer FFF führt zu Kompensationsgutschriften. Das Vorliegen neuer FFF beurteilt sich 
nach den Vorgaben des KRP. Dieser definiert in Festsetzung 2.2 A, was unter neuer 
FFF zu verstehen ist: Erstens ausgezonte Böden mit FFF-Qualität, zweitens anthropo-
gen geschädigte Böden im Nichtbaugebiet, die ausserhalb des FFF-Inventars liegen 
und fachgerecht zu Böden mit FFF-Qualität aufgewertet oder rekultiviert wurden, und 
drittens im Zusammenhang mit dem kompensationspflichtigen Verbrauch neu erhobene 
FFF im Nichtbaugebiet. Alle anderen Böden können, auch wenn sie FFF-Qualität auf-
weisen, nicht als neue Fruchtfolgeflächen in das FFF-Inventar eingetragen werden und 
führen dementsprechend auch nicht zu Kompensationsgutschriften. 

Die Kompensationsgutschrift wird dem gesuchstellenden Gemeinwesen erteilt, wenn 
dieses die FFF-Qualität der neu einzutragenden Fläche nachweist. Zudem muss die 
Grundeigentümerschaft der Eintragung der neuen FFF in das FFF-Inventar vertraglich 
zugestimmt haben. Das gesuchstellende Gemeinwesen hat einen entsprechenden Ver-
trag zusammen mit dem Gesuch um Eintragung neuer FFF der registerführenden Be-
hörde vorzulegen. 

§ 35c 	Verträge mit Grundeigentümern 

Titel (neu) 

Abs. 1 (neu) 

Verträge zwischen Gemeinwesen und Grundeigentümerinnen und Grundeigentümern 
erhalten mit § 35c E-PBG eine gesetzliche Grundlage. Solche Verträge dienen der Si-
cherung von Kompensationsmassnahmen und der Eintragung neuer FFF zur Erlangung 
von Kompensationsgutschriften. Der Staat tritt gegenüber der GrundeigentCirnerschaf-
ten zwar nicht hoheitlich auf, aber die Verträge dienen öffentlichen Interessen und es 
wird eine öffentliche Aufgabe erfüllt. Sie sind deshalb verwaltungsrechtlicher Natur (vgl. 
HÄFELIN/MÜLLER/UHLMANN, Allgemeines Verwaltungsrecht, 8. Aufl., Zürich 2020, 



Thurgau 

21/26 

S. 286 ff.). Die Qualifizierung als verwaltungsrechtlicher Vertrag ist relevant, weil die 
Durchsetzung von Ansprüchen aus solchen Verträgen auf dem Weg der Klage an das 
Verwaltungsgericht erfolgt (vgl. § 64 Abs. 1 Ziff. la des Gesetzes über die Verwaltungs-
rechtspflege [VRG; RB 170.1]). 

Ziff. 1 (neu) 

Der kompensationspflichtige Verbrauch von FFF muss in der Regel gleichzeitig mit dem 
Verbrauch kompensiert werden. Nur bei Aufwertung und Rekultivierung von anthropo-
gen geschädigten Böden im Nichtbaugebiet kann die Kompensation aufgeschoben wer-
den (Planungsgrundsatz 2.2 G des KRP). In beiden Fällen kann der kompensations-
pflichtige Verbrauch von FFF nur bei der Vorlage eines Vertrags, der die Grundeigentü-
merschaft rechtlich bindet, genehmigt werden (vgl. § 35a Abs. 3 Ziff. 1 E-PBG). Es 
braucht deshalb für jede Kompensation einen Vertrag, der die vom Gesetz geforderten 
Kompensationsmassnahmen rechtlich sichert. Eine Ausnahme besteht nur dann, wenn 
das Gemeinwesen über ein ausreichendes Kompensationsguthaben verfügt (vgl. § 35a 
Abs. 3 Ziff. 2 E-PBG). 

Ziff. 2 (neu) 

Zudem dienen die Verträge der Eintragung neuer FFF in das FFF-Inventar. Das antrag-
stellende Gemeinwesen verfolgt mit der Eintragung neuer FFF in das FFF-Inventar das 
Ziel, Kompensationsgutschriften für den aktuellen oder zukünftigen kompensations-
pflichtigen Verbrauch von FFF zu erlangen. Eine Eintragung in das FFF-Inventar setzt 
voraus, dass die einzutragende Fläche die erforderliche Qualität aufweist. Der Quali-
tätsnachweis erfordert Untersuchungen vor Ort. Solche Untersuchungen auf einem 
Grundstück bedürfen der Zustimmung der Grundeigentümerin oder des Grundeigentü-
mers. Das Gemeinwesen braucht die vertragliche Vereinbarung mit der Grundeigentü-
merin oder dem Grundeigentümer, damit der kompensationspflichtige Verbrauch von 
FFF genehmigt werden kann (§ 35a Abs. 3 E-PBG) und damit sich das Gemeinwesen 
die untersuchte Fläche als Kompensation im Register des Kantons gutschreiben lassen 
kann (§ 35b Abs. 4 E-PBG). Ergänzend ist darauf hinzuweisen, dass die Grundeigentü-
merin oder der Grundeigentümer einen Neubau nur dann errichten kann, wenn dem 
FFF-Verbrauch im Baugesuchsverfahren im Rahmen einer Interessenabwägung zuge-
stimmt werden kann (vgl. Grundsatz G1 SP FFF). Auch deshalb sollte die Zustimmung 
eingeholt werden. Aus diesen Gründen muss es dem Gemeinwesen deshalb möglich 
sein, für die Eintragung neuer FFF in das FFF-Inventar zur Erlangung von Kompensati-
onsgutschriften mit der Grundeigentümerin oder dem Grundeigentümer die dafür not-
wendigen Verträge abschliessen zu können. 
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5.2. 	Änderung StrWG 

§18a Vorsorgliche Kompensations- und Ersatzmassnahmen durch den Kanton 

Titel (neu) 

Abs. 1 (neu) 

Die Genehmigung des kompensationspflichtigen Verbrauchs von FFF bedingt, dass das 
gesuchstellende Gemeinwesen über ein ausreichendes Kompensationsguthaben ver-
fügt (vgl. Ausführungen zu § 35a Abs. 3 E-PBG). Strassenbauprojekte sollen nicht 
durch fehlende Kompensationsguthaben verzögert werden. Das Departement soll daher 
auch unabhängig von kantonalen Strassenbauprojekten im Rahmen des Budgets die 
erforderlichen Massnahmen ergreifen können, um Kompensationsgutschriften (z.B. 
durch Realisierung eines Aufwertungsprojektes) oder Kompensationsguthaben (durch 
Übertrag von einem anderen kompensationspflichtigen Gemeinwesen) zu erhalten. Da-
mit soll erreicht werden, dass der Kanton über einen gewissen Vorrat an Kompensati-
onsguthaben verfügt, um anstehende Projekte ohne Verzug abwickeln zu können. Die 
Kosten für diese Massnahmen gehen zu Lasten der Spezialfinanzierung (vgl. Ausfüh-
rungen zu § 29 Abs. 1 Ziff. 3a E-StrWG). 

Bei dieser Bestimmung handelt es sich um eine Finanzkompetenz für den Kanton. Da-
mit soll den Gemeinden nicht die Möglichkeit verwehrt werden, ihrerseits vorsorgliche 
Kompensationsmassnahmen zu ergreifen. Aufwertungen, Rekultivierungen oder Umzo-
nungen können von der Gemeinde unabhängig von dieser Bestimmung an die Hand 
genommen werden. Die hierfür erforderlichen Kompetenzregelungen sind jedoch in der 
Gemeindeordnung zu treffen. Die Gemeinden regeln selbst, wer und wie sie ihre Mittel 
verwenden. Eine Regelung im kantonalen Recht ist hierfür nicht erforderlich und wäre 
systemfremd. 

Für die Realisierung von Strassen müssen teilweise Rodungen vorgenommen werden. 
Hierfür ist Realersatz zu leisten. Meist handelt es sich beim durch ein Strassenbaupro-
jekt tangierten Wald um kleinere Flächen. Soll hierfür eine Ersatzaufforstung erfolgen, 
ergibt dies aus forstlicher Sicht nur selten einen Mehrwert. Daher sollen grössere, zu-
sammenhängende Ersatzaufforstungen unabhängig von einem Strassenbauprojekt ge-
plant und umgesetzt werden können, damit der Kanton über einen gewissen Vorrat an 
Aufforstungsflächen verfügt, über die im Rahmen einer mit einem konkreten Strassen-
bauprojekt verbundenen Rodungsgesuch zurückgegriffen werden kann. Auch diese 
Kosten fallen zu Lasten der Spezialfinanzierung (vgl. Ausführungen zu § 29 Abs. 1 
Ziff. 3b E-StrWG). 
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§ 19b Kompensation von Fruchtfolgeflächen 

Titel (neu) 

Abs. 1 (neu) 

Im Kanton Thurgau sind FFF zu kompensieren, die bei der Realisierung von kantonalen 
und kommunalen Strassenbauprojekten verbraucht werden. Auch hier gilt eine Bagatell-
schwelle von 3'000 m2. Von der Kompensationspflicht ausgenommen sind sodann Vor-
haben, die dem Langsamverkehr dienen. 

Im Rahmen der jeweiligen Strassenbauprojekte sind daher die erforderlichen Massnah-
men zur Erfüllung der Kompensationspflicht zu planen und umzusetzen. Dieser Grund-
satz wird in Abs. 1 verankert. 

§ 21a Projektbewilligung und Genehmigung von Gemeindestrassen 

Titel (neu) 

Abs. 1 und Abs. 2 (neu) 

Strassen stellen „Bauten und Anlagen" im Sinne von Art. 22 Abs. 1 RPG dar und dürfen 
daher nur mit behördlicher Bewilligung errichtet oder geändert werden. Nach der Inten-
tion des Gesetzgebers und der bisherigen Praxis im Kanton Thurgau schliesst das Ver-
fahren gemäss § 21 StrWG das baurechtliche Bewilligungsverfahren mit ein. Jedoch hat 
diese Frage in der Vergangenheit — auch im Rahmen von Rechtsmittelverfahren — im-
mer wieder zu Diskussionen geführt. Um diese Rechtsunsicherheit zu beseitigen, 
drängt sich daher in dieser Hinsicht eine Klarstellung auf. Das Verfahren ist gestützt auf 
Abs. 1 neu durch einen Entscheid der Gemeindebehörde zum Abschluss zu bringen. 
Dieser Entscheid beinhaltet gemäss Abs. 2 auch die baurechtliche Bewilligung. Des 
Weiteren kann im Rahmen dieses Entscheides bei UVP-pflichtigen Vorhaben auch die 
erforderliche Feststellung der Umweltverträglichkeit erfolgen. 

Der Bau einer Strasse kann, nebst der baurechtlichen Beurteilung, unter Umständen die 
Zustimmung oder Bewilligung weiterer kantonaler oder kommunaler Behörden erforder-
lich machen (z. B. Rodungsbewilligung). Unter Verweis auf die Koordinationsbestim-
mung von § 112 PBG ist daher das kommunale Strassenbauprojekt vor der öffentlichen 
Auflage den kantonalen Fachstellen zur Zirkulation zuzustellen, sofern öffentliche Inte-
ressen tangiert sind, die durch diese zu beurteilen sind. Die Ämter verfassen Stellung-
nahmen oder Entscheide für ihre Fachbereiche. In der Folge entscheidet die Gemeinde-
behörde über allfällige während der öffentlichen Auflage gegen das Projekt erhobene 
Einsprachen sowie über das Projekt. 

Damit ergibt sich, dass nicht jedes Strassenbauprojekt automatisch dem Kanton zur Zir-
kulation zuzustellen ist. Wie bei den Baugesuchen ergibt sich diese Verpflichtung nur 
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dann, wenn das Bauvorhaben potenziell öffentliche Interessen tangieren könnte, die 
durch eine kantonale Fachstelle zu beurteilen sind. 

Abs. 3 (neu) 

Strassenbauprojektpläne sind rechtlich betrachtet Sondernutzungspläne im Sinne von 
Art. 14 if. RPG. Diese bedürfen gemäss Art. 26 RPG i.V.m. § 5 Abs. 2 PBG der Geneh-
migung durch das Departement, soweit sie ganz oder teilweise im Nichtbaugebiet lie-
gen. Von der Genehmigungspflicht ausgenommen sind Bagatellverfahren gemäss § 21 
Abs. 4 StrWG (vgl. Kap. 2.4.3). 

Die Gemeindebehörde projektiert den Bau von Gemeindestrassen und -wegen 
(§ 19a StrWG). Bei der Projektierung sind die potenziellen öffentlichen Interessen sowie 
die privaten Interessen und die Interessen des Kantons und der (Nachbar-)Gemeinden 
gestützt auf § 4 und § 19a StrWG zu ermitteln und sorgfältig gegeneinander abzuwä-
gen. Im Zusammenhang mit FFF ist zu beachten, dass die Inanspruchnahme durch hö-
her zu gewichtende Interessen gerechtfertigt sein muss, was eine umfassende Interes-
senabwägung voraussetzt. Dabei ist eine eingehende Evaluation von Alternativen ohne 
oder mit weniger Beanspruchung von FFF zwingend. Die raumplanerische Interessen-
abwägung ist im technischen Bericht darzulegen. 

Der Verlust an FFF sowie die Kompensation müssen durch die zuständigen Fachstellen 
(Amt für Raumentwicklung, Amt für Umwelt) beurteilt werden. Sie verfassen im Rahmen 
der Zirkulation des Projektes entsprechende Stellungnahmen. Im technischen Bericht 
ist auf das Ergebnis der Zirkulation bei den Fachstellen hinzuweisen. Nach Abschluss 
des Verfahrens, d.h. nach Entscheid der Gemeindebehörde über das Projekt und über 
allfällige Einsprachen gemäss Abs. 1, ist das Projekt dem Kanton zur Genehmigung zu-
zustellen. Im Rahmen des Entscheids erfolgt die Genehmigung des kompensations-
pflichtigen Verbrauchs von FFF sowie, soweit erforderlich, die Zustimmung zu den vor-
gesehenen Kompensationsmassnahmen (vgl. § 35a Abs. 1 E-PBG). Gehen gegen die 
Einspracheentscheide Rekurse ein, sind diese Verfahren mit dem Genehmigungsver-
fahren zu koordinieren. 

§ 21b Projektbewilligung und Genehmigung von Kantonsstrassen 

Titel (neu) 

Abs. 1 und Abs. 2 (neu) 

Das vorstehend unter § 21a Abs. 1 und Abs. 2 E-StrWG zu Gemeindestrassen Ausge-
führte gilt auch für die Kantonsstrassen. Sind neben der Projektbewilligung weitere kan-
tonale Bewilligungen erforderlich (z.B. Rodungsbewilligung), sind diese mit der Projekt-
bewilligung zu koordinieren. 
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Grundsätzlich erfolgt die Projektbewilligung durch das Departement. Dieses entscheidet 
auch über allfällige gegen das Projekt erhobene Einsprachen. Handelt es sich jedoch 
um kleine, unbedeutende Projekte im Sinne von § 21 Abs. 4 StrWG (Beleuchtungsanla-
gen, Rückhaltesysteme, Entwässerungsanlagen oder bauliche Massnahmen zur Ver-
kehrsberuhigung oder -lenkung), die nicht umstritten sind, erfolgt die Projektbewilligung 
durch das kantonale Tiefbauamt. 

Abs. 3 (neu) 

Art. 26 Abs. 1 RPG grenzt den Kreis der Genehmigungsobjekte nicht auf kommunale 
Nutzungspläne ein. Der Genehmigung durch eine kantonale Behörde bedürfen damit 
sowohl Nutzungspläne der Gemeinden wie auch des Kantons. Eine Genehmigungs-
pflicht entfällt nur gegenüber vom kantonalen Gesetzgeber erlassenen Nutzungsplänen 
(vgl. AEMISEGGER/KUMER/MOOR/RUCH, Kommentar zum Bundesgesetz über die Raum-
planung, Zürich/Basel/Genf 2010, Art. 26 N 7). 

Gemäss der Rechtsprechung des Bundesgerichtes genügt für kantonale Strassenbau-
projekte, unter Einhaltung des Richtplanverfahrens, zwar grundsätzlich der einschlägige 
Finanzbeschluss des Grossen Rates. Aufgrund der Wortwahl des Bundesgerichtes 
lässt sich indes schliessen, dass diese Regelung verbesserungswürdig ist (vgl. 
Kap. 2.4.3). Hinzu kommt, dass der Finanzbeschluss sicherlich nicht das richtige Ge-
fäss ist, um den Verbrauch und die Kompensation von FFF zu prüfen. Damit sind auch 
kantonale Strassenbauprojekte einer Genehmigung nach Art. 26 RPG i.V.m. § 5 Abs. 2 
PBG zu unterziehen. Die Genehmigungspflicht beschränkt sich allerdings wie bei den 
Gemeindestrassen auf Vorhaben, die ganz oder teilweise im Nichtbaugebiet liegen und 
nimmt kleine, unbedeutende Projekte gemäss § 21 Abs. 4 StrWG aus. Im Rahmen die-
ser Genehmigung erfolgt namentlich auch die Genehmigung des kompensationspflichti-
gen Verbrauchs von FFF sowie, soweit erforderlich, die Zustimmung zu den vorgesehe-
nen Kompensationsmassnahmen (vgl. § 35a Abs. 1 E-PBG). 

Ist für Strassenbauprojekte eine Genehmigung erforderlich, erfolgt die Projektbewilli-
gung im Rahmen dieses Entscheides. Gestützt auf andere Gesetze erforderliche Ent-
scheide sind bei dieser Konstellation mit dem Genehmigungsentscheid zu koordinieren. 

§ 29 Spezialfinanzierung 

Abs. 1 Ziff. 3a und Ziff. 3b (neu) 

Mit diesen Ergänzungen wird klargestellt, dass auch sämtliche Kosten im Zusammen-
hang mit der Kompensation von FFF-Verlusten sowie für Ersatzaufforstungen durch die 
Spezialfinanzierung nach § 29 StrWG finanziert werden (vgl. Ausführungen zu § 18a 
Abs. 1 E-StrWG). 
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Bei den Kosten im Zusammenhang mit der Kompensation von FFF ist klarzustellen, 
dass dies auch die Kosten für den Erwerb von Kompensationsguthaben erfasst. Zudem 
ist darauf hinzuweisen, dass aufgrund der allgemeinen Formulierung nicht nur projekt-
bezogene Kosten, sondern auch Kosten zum vorsorglichen Erhalt von Kompensations-
gutschriften und -guthaben unter diese Ziffer subsumiert werden. 

6. 	Antrag 

Wir ersuchen Sie, sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Damen und Herren, den 
Gesetzesentwurf Ihrer Beratung zu unterziehen und uns über die Beschlüsse in üblicher 
Weise zu benachrichtigen. 

Der Staatsschreiber 

Beilagen: 
- Gesetzesentwurf 
- Synopse 
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